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Bericht 

über die Gemeinsame Tagung des Europäischen Parlaments 
und der Beratenden Versammlung des Europarates am 23. und 
24. September 1966 und über die Herbsttagung der Beratenden 
Versammlung des Europarates vom 26. bis 30. September 1966 


Der Herbsttagung der Beratenden Versammlung 
des Europarates ging die jährliche gemeinsame Ta- 
gung des Europäischen Parlaments und der Beraten- 
den Versammlung am 23. und 24. September 1966 
in Straßburg voraus. Dieser gemeinsamen Tagung | 
lagen Berichte des französischen UNR-Abgeordne- i 
ten Catroux und des österreichischen SPÖ-Abgeord- ! 
neten Czernetz zu Grunde; für die europäischen 
Gemeinschaften gab Prof. Hallstein einen Überblick i 
über die gegenwärtige Situation der EWG. Die 
Grundtendenz aller Berichte und aller Debatten 
war die, daß die Erweiterung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft die einzige Möglichkeit für 
eine große europäische Lösung sei; bemerkenswert 
war vor allem, daß auch die britischen Redner die 
Notwendigkeit eines Beitritts Großbritanniens und 
von Verhandlungen der einzelnen EFTA-Mitglieder i 
mit der EWG hervorhoben. 

Abg. Prof. Dr. Furier (CDU/CSU) warnte davor, sich 
in Allgemeinheiten zu verlieren, die zu einem un- ! 
berechtigten Optimismus führen könnten; der Ge- : 
danke einer großen europäischen Freihandelszone j 
müsse fallen gelassen werden, eine größere Kon- i 
zentration auf die EWG hin, die trotz mancher Kri- 
sen beachtliche Fortschritte zu verzeichnen habe, 
sei jedoch durchführbar; ob der Beitritt Englands 
sich schon bald verwirklichen lasse, sei zweifelhaft, 
wenn auch die gegenwcärtige Pfundkrise nicht über- 
bewertet werden dürfe; dagegen ließen sich die be- ; 
reits angelaufenen Verhandlungen über die Asso- i 
ziierung einiger europäischer Staaten beschleunigen. | 
Die EWG werde vorerst eine wirtschaftliche Gemein- ■ 
Schaft bleiben, es wäre eine Illusion, schon in naher | 
Zukunft mit einer politischen Union zu rechnen, j 
Auch Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD), der die Ver- 
zögerungspolitik des Ministerrates kritisierte, 
wandte sich gegen eine Politik der kleinen Schritte, | 
die niemals zum Brückenschlag zwischen den beiden ' 


Wirtschaftsblöcken führen könnten; die EWG müßte 
größere Bereitschaft für eine Aufnahme Großbritan- 
niens zeigen; dann könnten sich bald die anderen 
EFTA-Staaten anschließen, wobei den neutralen 
Staaten ein Sonderstatus zugebilligt werden müsse. 
Von den EFTA-Staaten dagegen müsse erwartet 
werden, daß sie sich den demokratischen Institutio- 
nen und den parlamentarisch-demokratischen Be- 
fugnissen, wie sie in der EWG bereits bestehen 
und w^eiter ausgebaut werden sollen, nicht in den 
Weg stellen. Das Ziel eines frei und geheim gewähl- 
ten europäischen Parlaments dürfe nicht aufgegeben 
werden. 

Das Problem des Verhältnisses zwischen EWG 
und EFTA und des Beitritts Großbritanniens spielte 
auch noch in der politischen und Wirtschaftsdebatte 
der Herbstsitzung der Beratenden Versammlung 
vom 26. bis 30. September eine große Rolle; daneben 
wurde die Frage des Verhältnisses zu Osteuropa 
im Anschluß an den Bericht des dänischen Liberalen 
Federspiel, der von einer Zusammenarbeit des 
Europarates mit Ostblockländern auf Teilgebieten 
positive Auswirkungen auf die Lösung europäischer 
Fragen erwartet, diskutiert. 

Dazu sagte Prof. Carlo Schmid (SPD), es sei rich- 
tig, daß in den Ländern des Ostblocks Wandlungen 
eingetreten seien, die der Westen mit Aufmerksam- 
keiten beobachten müsse. Seiner Meinung nach 
wollten diese zunächst ihre wirtschaftliche Lage ver- 
bessern und ihre Abhängigkeit von Moskau ver- 
ringern; das sei erfreulich und könne dazu führen, 
ein rationaleres Verhältnis zwischen Ost und West 
zu schaffen; er glaube aber nicht, daß diese Länder 
daran dächten, ihre Funktion innerhalb des kom- 
munistischen Blocks fundamental umzugestalten; 
man sollte zwar versuchen, das gegenseitige Miß- 
trauen abzubauen, aber das dürfe nicht auf dem 
Wege der Kapitulation geschehen; deshalb könne 
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auch nicht auf die NATO verzichtet werden, die bis 
jetzt den Frieden verbürgt habe. Deutschland könne 
nicht auf das Grundgesetz jeder demokratischen 
Ordnung, das Recht auf Selbstbestimmung verzich- 
ten, auch um Europas willen nicht, da die Spaltung 
Deutschlands das eindringlichste Zeichen der Spal- 
tung Europas sei; er wolle General de Gaulle den 
Dank dafür aussprechen, daß er einen Weg gefun- 
den habe, auf dem das deutsche und das französische 
Volk zueinander finden konnten; sowenig wir auf 
die Hilfe Amerikas verzichten können, so wenig 
könnten wir Europa ohne oder gegen Frankreich 
bauen. Unsere Aufgabe sei es, die bestehenden 
unterschiedlichen Interessen zu harmonisieren. 

Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) ging vor allem auf 
die deutsche Frage ein, die nicht nur Mittelpunkt, 
sondern auch Ursache der europäischen Spaltung 
und Spannung sei und deshalb nur in einer politi- 
schen, wirtschaftlichen und verteidigungspolitischen 
europäischen Integration gelöst werden könne. Ein 
Verzicht auf Selbstbestimmung und Wiedervereini- 
gung würde dem Frieden in Europa keineswegs 
dienlich sein. Die deutsche Außenpolitik solle und 
werde den neuen Entwicklungen im Ostblock Rech- 
nung tragen, aber ihre Möglichkeiten seien eng und 
begrenzt; bis jetzt habe die Sowjetunion allen An- 
regungen und Gedanken, die von westlicher und 
deutscher Seite vorgebracht wurden, ein klares Nein 
entgegengestellt. An eine Entspannungspolitik der 
Sowjets könne er solange nicht glauben, als sie sich 
in der deutschen Frage unnachgiebig zeigten. Von 
der Bundesrepublik erwarte man einerseits einen 
beträchtlichen Verteidigungsbeitrag und anderer- 
seits solle ihr militärisches Potential niemanden in 
der Welt beunruhigen; das sei offensichtlich ein 
unlösbarer Widerspruch. Die Bundesrepublik dränge 
sich nicht nach militärischer Suprematie in Europa, 
aber wenn man von ihr einen effektiven Verteidi- 
gungsbeitrag erwarte, müsse man den Tatsachen 
Rechnung tragen-, es sei aber eine Tatsache, daß 
sich das kommunistische Kampfpotential seit 1963 
um 30 bis 40 Prozent erhöht habe und die Manöver 
„Moldau'', die gerade entlang dem Eisernen Vor- 
hang stattgefunden hätten, ließen nicht auf einen 
ernsthaften sowjetischen Entspannungswillen schlie- 
ßen. 

Abg. Dr. Serres (CDU/CSU) nahm zum Problem 
der wirtschaftlichen Einigung Europas Stellung und 
sagte, er sehe die Entwicklung optimistischer als die 
meisten Berichterstatter und Redner in dieser De- 
batte; er halte den Augenblick für günstig, um einen 
neuen Anfang mit Gesprächen über die Beseitigung 
der bestehenden Schwierigkeiten zu machen. So- 
wohl die EWG wie die EFTA habe sich in der letz- j 
ten Zeit vorteilhaft entwickelt; in allen politischen 
Lagern Englands werde ein Beitritt zur EWG erwo- 
gen und auch Ministerpräsident Krag habe neue 
Verhandlungen mit der EWG in Aussicht gestellt. 
Man müsse allerdings taktisch geschickter vergehen 
als in der Vergangenheit; in behutsamen Vorgesprä- 
chen müsse die Lage geklärt werden; die EWG solle 
nicht von vornherein Minimalforderungen aufstellen 
und Großbritannien dürfe sich durch die augenblick- 
liche Zahlungsbilanzkrise nicht von neuen Gesprä- 
chen abhalten lassen; solche Krisen könnten in allen 


Ländern einmal entstehen und die Partner seien 
dann zur Hilfe bereit. Auf die Situation der neutra- 
len Länder müsse gleichfalls Rücksicht genommen 
werden. Wenn es erst gelungen sei, die Verhand- 
lungen der Kennedy-Runde zu einem günstigen Ab- 
schluß zu bringen, würde auch der Verkehr zwischen 
den europäischen Wirtschaftsblöcken wesentlich 
verbessert werden können. 

Mit dem Thema der Wirksamkeit des Europa- 
rates beschäftigte sich sowohl der Bericht des Abg. 
Dr. Schulz (Berlin) (SPD) über die Beziehungen zwi- 
schen der Beratenden und den nationalen Parlamen- 
ten wie die Debatte über das Arbeitsprogramm des 
Europarates. Abg. Dr. Schulz wies darauf hin, daß 
die Zusammenarbeit zwischen Beratender Versamm- 
lung und nationalen Parlamenten trotz guter An- 
sätze noch nicht befriedige, die Parlamente nehmen 
von der im Europarat geleisteten Arbeit nur bei- 
läufig Kenntnis. Vom Europarat werde auf vielen 
Teilgebieten nützliche Arbeit geleistet, die in den 
nationalen Parlamenten in die politische Praxis um- 
gesetzt werden müsse. Die Mitglieder der Beratenden 
Versammlung sollten in ihren Parlamenten mehr 
und konsequenter als bisher ihre Tätigkeit in den 
Ausschüssen und in der Versammlung des Europa- 
rates für ihre parlamentarische Arbeit verwerten 
und in der nationalen Gesetzgebung sollten die 
Vorarbeiten, die in den verschiedenen Gremien des 
Europarates bereits geleistet wurden, mehr berück- 
sichtigt werden. Der Redner schloß mit einem drin- 
genden Appell an die Mitglieder der Versammlung, 
in ihren Parlamenten ohne Unterschied der Partei- 
richtung als europäische Fraktion tätig zu werden. 

In der Debatte über das vom Generalsekretär des 
Europarates, Mr. Smithers, vorgelegte künftige Ar- 
beitsprogramm des Europarates, das allen Abgeord- 
neten der Parlamente der 18 Mitgliedstaaten zuge- 
leitet werden wird, nahm Abg. Dr. Frh. von Vitting- 
hoff-Schell (CDU/CSU) als Vorsitzender des Land- 
wirtschaftsausschusses Stellung und meinte, daß es 
nicht bei einer Aufzählung von wichtigen und inter- 
essanten Aufgaben für Gegenwart und Zukunft 
bleiben dürfe, sondern daß Richtpunkte und Priori- 
täten festgelegt werden müßten; gerade in der 
Landwirtschaftspolitik hätten die Verhandlungen in 
j der EWG gezeigt, wie schwierig es sei, die Annähe- 
rung und schließlich die Zusammenführung der 
agrarpolitischen Vorstellungen der beteiligten Na- 
tionen zu erreichen; hier könne der Europarat als 
Motor für weitere Verständigung wirken. 

Auf einen Bericht des Generaldirektors der 
UNESCO, Herrn Maheu, antworteten von deutscher 
Seite Frau Abg. Dr. Maxsein (CDU/CSU) und Abg. 
Dr. von Merkatz (CDU/CSU). Frau Dr. Maxsein 
fragte nach der Aufgabenverteilung zwischen der 
UNESCO und dem Rat für kulturelle Zusammen- 
arbeit des Europarates. Während es die UNESCO 
mit einem universalen kulturellen Erbe und Mit- 
gliedern von sehr unterschiedlichem Zivilisations- 
stand zu tun habe, könne die Kulturarbeit des Eu- 
roparates von einer relativ einheitlichen geistigen 
und zivilisatorischen Basis ausgehen. Die Erfahrun- 
gen, die man in Europa z. B. im Unterrichtswesen 
auf allen Ebenen gemacht habe, dürften ohne wei- 
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teres in anderen Erdteilen verwertbar sein. Der 
Plan der UNESCO, eine europäische Konferenz der 
Wissenschafts- und Erziehungsminister einzuberu- 
fen, könnte allerdings auf Schwierigkeiten stoßen, 
da deren Kompetenzen sich nicht immer klar vonein- 
ander abgrenzen lassen; zudem ergäben sich Schwie- 
rigkeiten daraus, daß erhebliche Unterschiede in der 
Menschen- und Kulturauffassung zwischen West- 
und Osteuropa vorhanden seien. Wenn auf wirt- 
schaftlichem Gebiet im Ostblock eine gewisse Libe- 
ralisierung festzustellen sei, so könne davon auf 
politischem und kulturpolitischem Gebiet jeden- 
falls nicht die Rede sein; die Kulturpolitik stehe 
dort ganz im Dienste der kommunistischen Idee. Im 
Augenblick könne man sich kaum einen echten Dia- 
log vorstellen; technische Kontakte jedoch sollten 
aufgenommen werden, nicht nur des unmittelbaren 
Nutzens wegen, sondern auch im Hinblick auf künf- 
tige, vielleicht fruchtbarere, Dialoge. 

Abg. Dr. von Merkatz (CDU/CSU) sagte, er be- 
wundere den Idealismus und Optimismus, mit dem 
die UNESCO an ihre Mission glaube, den Menschen 
durch Erziehung auf den Weg einer friedlichen Be- 
wältigung seiner privaten Angelegenheiten und 
schließlich auch seiner politischen Konflikte zu füh- 
ren; man dürfe jedoch nicht die dunklen Seiten des 
Menschen und der Geschichte übersehen. Auch die 
moderne Welt lasse sich mit der Ratio allein nicht 
in den Griff bekommen, auch in ihr seien noch 
dämonische Kräfte wirksam, und die Drohung neuer, 
noch schrecklicherer Katastrophen hänge weiterhin 
über der Welt. Ob es einst gelingen werde, auf dem 
Weg über die kulturelle und technische Zusammen- 
arbeit die Spaltung Europas zu überwinden, müsse 
dahingestellt bleiben. Wenn er als Deutscher an die 
Landsleute im anderen Teil des Vaterlandes denke, 
die trotz allerengster geistiger Zusammengehörig- 
keit durch politische Gewalt an der Wiedervereini- 
gung gehindert werde, dann komme ihm die Anti- 
nomie zwischen Idee und Realität so recht zum Be- 
wußtsein. 

Um der europäischen Zusammenarbeit auf wissen- 
schaftlichem und technologischem Gebiet neue Im- 
pulse zu geben, beschloß die Beratende Versamm- 
lung die Errichtung eines neuen Ausschusses für 
Wissenschaft und Technologie, nachdem Abg. Bauer 
(Würzburg) (SPD) als Vorsitzender des Geschäfts- 
ordnungsausschusses bestätigt hatte, daß nach Auf- 
fassung seines Ausschusses Änderungen in der Kom- 
petenzabgrenzung — etwa zu Lasten des Wirt- 
schaftsausschusses — weder beabsichtigt seien noch 
im Text der Geschäftsordnung eine Grundlage hät- 
ten. 

Der Sozialausschuß der Beratenden Versammlung 
hatte einen Bericht und den Entwurf eines Statuts 
über die au Pair- Anstellung junger Mädchen vor- 
gelegt, der ursprünglich von Frau Abg. Dr. Hubert 
(SPD) angeregt und später von Frau Abg. Pitz-Sa- 
velsberg (CDU/CSU) weitergeführt worden war. Da 
Frau Dr. Hubert dem Europarat nicht mehr angehört 
und Frau Pitz-Savelsberg durch Krankheit verhin- 
dert war, legte Abg. Dr. Rutschke (FDP) den münd- 
lichen Bericht vor und wies auf die Bedeutung einer 
solchen Regelung hin, da es auch heute noch etwa 


50 000 au Pair-Dienstverhältnisse in Europa gebe 
und es immer zu Schwierigkeiten und Enttäuschun- 
gen auf beiden Seiten kommen werde, solange keine 
Klarheit darüber bestehe, was beide Partner von- 
einander zu erwarten hätten. Diese Begegnungen, 
die zur Völkerverständigung viel beitragen könn- 
ten, dürften nicht zu einer Quelle des Ärgers und 
Mißvergnügens werden. Frau Abg. Klee (CDU/CSU) 
unterstützte die vom Sozialausschuß ausgearbeiteten 
Vorschläge, die eine genaue Definition der Rechte 
und Pflichten sowohl der gastgebenden Familie wie 
des von ihr aufgenommenen Mädchens enthielten. 

Als Vorsitzender des Ausschusses für Bevölke- 
rungs- und Flüchtlingsfragen versprach Abg. Paul 
(SPD) dem Hohen Kommissar der Vereinten Natio- 
nen für Flüchtlinge, Prinz Sadruddin Aga Khan, der 
den Bericht seiner Organisation vorlegte, die wei- 
tere Unterstützung des Europarates, solange es 
Flüchtlingselend in der Welt gäbe. Er begrüßte die 
Ergebnisse der Europäischen Konferenz für Bevölke- 
rungsfragen, die auf Anregung des Europarates im 
September 1966 in Straßburg stattgefunden hatte 
und der ein voller Erfolg beschieden gewesen sei. 
Er bat darum, daß auch die nationalen Parlamente 
von dieser Arbeit Kenntnis nähmen. Schließlich wür- 
digte Abg. Paul die Tätigkeit des Sonderbeauftrag- 
ten des Europarates für Flüchtlingsfragen, Pierre 
Schneiter, und die Leistungen des Wiedereingliede- 
rungsfonds, die in den vergangenen 10 Jahren alle 
in sie gesetzten Erwartungen erfüllt hätten. 

Seit längerer Zeit beschäftigte sich eine besondere 
Arbeitsgruppe der Beratenden Versammlung mit 
dem Problem der Raumordnung auf europäischer 
Ebene; sie legte einen ersten Zwischenbericht vor, 
zu dem Abg. Dr. von Merkatz (CDU/CSU) im Auf- 
trag des Rechtsausschusses Stellung nahm. Er hob 
hervor, daß die Fragen der Raumordnung im Zu- 
sammenhang mit der modernen technischen und 
wissenschaftlichen Revolution akut geworden seien; 
ihr Ziel sei es, dem Menschen für die Zukunft ein 
menschenwürdiges Dasein zu garantieren. Die Sün- 
den, die bei der Industrialisierung im vergangenen 
Jahrhundert begangen wurden, dürften sich nicht 
wiederholen. Die Verwaltungsgebiete, die Formen 
und Nomenklaturen, die der modernen Wissen- 
schaft und Praxis der Raumordnung zur Verfügung 
stehen, stammten aber großenteils aus dem Anfang 
des 19. Jahrhunderts; auf der Basis gegenseitiger 
Absprachen müsse ein juristisches und verwaltungs- 
mäßiges Instrumentarium geschaffen werden, das 
auch über die nationalen Grenzen hinweg Gültigkeit 
habe. Abg. Flämig (SPD) sprach im Namen des 
Kommunalausschusses und wies darauf hin, daß 
in der Bundesrepublik bereits nützliche Vorarbeiten 
geleistet worden seien; es seien sowohl ein Rah- 
mengesetz wie Raumordnungsgesetze der einzelnen 
Bundesländer erarbeitet und regionale Planungsver- 
bände geschaffen worden. Raumordnung dürfe aber 
nicht darin bestehen, herkömmliche Verwaltungs- 
bezirke durch zentralisierte Superverwaltungsbe- 
zirke zu ersetzen; die positiven Kräfte in den Städ- 
ten, Gemeinden und Gemeindeverbänden müßten 
für den Aufbau lebensfähiger Verwaltungseinheiten 
mobilisiert werden. Besondere Aufmerksamkeit 
müsse auch den Zonenrandgebieten geschenkt wer- 
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den, die willkürlich von ihren Nachbarn abgeschnit- 
ten worden seien. Die Gemeinde sei die Kernzelle 
der Demokratie und wenn sie mit ausreichenden 
Mitteln und Rechten ausgestattet werde, könne sie 
im Rahmen staatlicher Gesetze und in Zusammen- 
arbeit mit den nationalen und europäischen kommu- 
nalen Spitzenverbänden Wesentliches zur Lösung 
des modernen europäischen Raumordnungsproblems 
beitragen. 


Dr. Serres Ernst Paul 

Sprecher der deutschen Stellvertretender Sprecher 
Delegation bei der 
Beratenden Versammlung 
des Europarates 
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